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Geſetz⸗Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 10. 


(Nr. 4364.) Geſetz, betreffend das Verfahren gegen ausgewanderte Militairpflichtige und Hau magen ecaler ee 
gegen beurlaubte Landwehrmaͤnner, welche ohne Erlaubniß auswandern. eee aue 


Vom 10. Maͤrz 1856. | | a e ,, 
leder f . „„ 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig doll . 
Preußen ꝛc. ꝛc. i — ö 
nean, unter Zuſtimmung der beiden Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: ; 


Je 

Das Verfahren gegen Perſonen, welche ohne Erlaubniß die Koͤniglichen 
Lande verlaſſen und ſich dadurch dem Eintritt in den Dienſt des U 
Heeres zu entziehen ſuchen, ingleichen das Verfahren gegen beurlaubte Land⸗ 
wehrmaͤnner, welche ohne Erlaubniß auswandern ($. 110. des Strafgeſetz⸗ 
buches), regelt ſich nach den Vorſchriften uͤber das Verfahren in Unter⸗ 
ſuchungsſachen. N f 

Dabei kommen jedoch folgende Beſtimmungen zur Anwendung: 


U 


J. Von dem Verfahren gegen ausgetretene Militairpflichtige. 


H. 2. 


Dien mit der Kontrole der Militairpflichtigen beauftragten Bra e 
Behoͤrden verbleibt die Verpflichtung, uͤber den Aufenthaltsort derjenigen Mi⸗ 
litairpflichtigen, welche ſich bei den von ihnen angeordneten Reviſlonen nicht 
geſtellen oder welche als abweſend angemeldet werden, ſorgfaͤltige Erkundigun⸗ 
gen, insbeſondere bei den betreffenden Ortsbehoͤrden, bei den Verwandten und 
bei den Vormuͤndern, anzuſtellen. 


Jahrgang 1856. (Nr. 4364.) 
Ausgegeben zu Berlin den 22. Maͤrz 1856. 
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H. 3. 


8 Sind dieſe Erkundigungen fruchtlos oder ergiebt ſich in Folge derſelben, 
daß ein Militairpflichtiger die Königlichen Lande ohne Erlaubniß verlaſſen 
hat, ſo hat die Landespolizei⸗Behoͤrde auf Grund der ihr einzureichenden und 

erforderlichen Falls zu ergaͤnzenden Verhandlungen eine Erklärung dahin au- 
, A a e zuſtellen: N f 8 

VT.» daß der Militairpflichtige ſich zu den von der Verwaltungsbehoͤrde an— 

e , ee, dee, geordneten Reviſionen nicht geſtellt, 


gl, 2 daß der Aufenthaltsort deſſelben im Inlande nicht ermittelt worden, 
„ und —— 


, oe der angeſtellten Erkundigungen ungeachtet ſich keine Umſtaͤnde er- 
ZZ.... — geben haben, welche die Annahme ausſchließen, daß der Militairpflich⸗ 
e ee, au eee ehe, lige Ane e . Erlaubniß verlaſſen und ſich dadurch 

i dem Eintritt in den Dienſt des ſtehenden Heeres zu entziehen ge⸗ 
ſu abe. ü Sr 8 


ee. , Dad 2 


H. 4. 


Die Erklärung der Landespolizei⸗Behoͤrde iſt dem Staatsanwalt bei dem 
Gericht des letzten Wohnſitzes oder des letzten gewoͤhnlichen Aufenthaltsorts 
zu uͤberſenden. Auf Grund derſelben iſt von dem Staatsanwalt ſofort die 
Beſchlagnahme des Vermoͤgens, nach Maaßgabe des F. 110. des Strafgeſetz⸗ 
buches, zu beantragen und die Einleitung des Strafverfahrens mittelſt öffent- 
licher Vorladung herbeizufuͤhren. 


885 55 


Das Verfahren kann gleichzeitig gegen verſchiedene Perſonen gerichtet 
werden und die Verhandlung gegen die zugleich vorgeladenen Perſonen unge⸗ 
trennt erfolgen. 


H. 6. 


N In Bezug auf die Vorladungen der Beſchuldigten und die Zuſtellungen 

an dieſelben kommen die Vorſchriften der Artikel 46. bis 50. einſchließlich des 
Geſetzes vom 3. Mai 1852. betreffend die Zufäße zu der Verordnung vom 
3. Januar 1849., und im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln die 
Vorſchriften der Artikel 10. bis 13. einſchließlich des Geſetzes vom 11. Mai 
1855., die Abänderung einiger Vorſchriften uͤber das gerichtliche Verfahren 
betreffend, zur Anwendung. Dem Beſchuldigten ift jedoch, falls ſein Aufent⸗ 
haltsort bekannt iſt, Abſchrift der Vorladung durch die Poſt zu uͤberſenden. 
Eines Behaͤndigungsſcheines bedarf es nicht. f 


7 
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F. . 


In dem Termine zur muͤndlichen Verhandlung und in dem weiteren 
Verfahren mit Einſchluß der Einlegung der Rechtsmittel iſt die Vertretung 
des nicht erſchienenen Beſchuldigten geſtattet. 

Als Vertreter ſind zuzulaſſen: 

1) diejenigen, welche als Vertheidiger aufzutreten befugt ſind; 
2) Vormuͤnder, Verwandte in auf- und abſteigender Linie, Ehefrauen und 

Geſchwiſter der Beſchuldigten, ohne daß es fuͤr dieſelben einer ausdruͤck⸗ 

lichen Vollmacht bedarf. a 


H. 8. 


Die Verurtheilung erfolgt auf Grund der von der Landespolizei-Be⸗ 
hoͤrde ausgeſtellten Erklaͤrung, falls nicht erwieſen wird, daß der Beſchuldigte 
die Koͤniglichen Lande nicht ohne Erlaubniß verlaſſen habe, oder daß Umſtaͤnde 
vorhanden ſeien, welche die Annahme ausſchließen, daß er ſich dadurch dem 
Eintritt in den Dienſt des ſtehenden Heeres zu entziehen geſucht habe. 


§. 9. 


Bedarf es zur Aufnahme des hieruͤber zugelaſſenen Beweiſes einer Ver⸗ 
tagung der muͤndlichen Verhandlung, ſo iſt die Sache von den uͤbrigen, gleich⸗ 
zeitig verhandelten zu trennen und zum beſonderen Abſchluß zu bringen. 

Daſſelbe findet Statt, wenn die Trennung ſich aus anderen Gruͤnden 
als zweckmaͤßig ergiebt. \ 


II. Von dem Verfahren gegen beurlaubte Landwehrmänner, 
welche ohne Erlaubniß auswandern. 


H. 10. 


Die Einleitung des Verfahrens gegen beurlaubte Landwehrmaͤnner, 
welche ohne Erlaubniß auswandern, geſchieht auf die Erklaͤrung der Landes⸗ 
polizei-Behoͤrde: i , ; 

1) daß der Aufenthalt des Landwehrmannes im Inlande nicht ermittelt; 

2) daß ihm eine Grlaubniß zur Auswanderung nicht ertheilt worden, 

3) daß der angeſtellten Erkundigungen ungeachtet ſich keine Umſtaͤnde er- 
geben haben, welche die Annahme ausſchließen, daß er ausgewandert ſei. 


§. 11. 


Die Verurtheilung erfolgt auf Grund dieſer Erklärung, wenn nicht der- 
ſelben entgegenſtehende Umſtaͤnde erwieſen werden. g 

Im Uebrigen finden die H. 4. 5. 6. 7. und 9. auch hier Anwendung. 

(Nr. 4364. En III. Schluß⸗ 
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III. Schlußbeſtimmungen. 
§. 12. 


Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Vorſchriften, insbeſondere die Be⸗ 
ſtimmungen des Theils I. Titel 36. der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung und 
der Artikel 8. und 9. des Geſetzes vom 6. Floreal, XI. (26. April 1803.) 
werden aufgehoben. 80 ; 

Diejenigen Sachen jedoch, welche zur Zeit, wo dies Geſetz in Kraft tritt, 
bei dem zuſtaͤndigen Gerichte bereits eingeleitet worden ſind, werden nach dem 
bisherigen Verfahren zu Ende gefuͤhrt. g 


§. 13. 
Unſere Minifter der Juſtiz, des Innern, der Finanzen und des Krieges 
ſind mit der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. = 
Gegeben Charlottenburg, den 10. März 1856. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Fuͤr den Miniſter fuͤr die landwirth⸗ 
N lſch 3b 5 0 ſchaftlichen Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
> (Rudolph Decker.) 


